Von dieſem Blatte erſcheint wöchentlich (Donnerſtags) ein halber Bogen. 


Der Pränumerationspreis ift 20 Y für das Jahr. 


Stück 40. 


Kamienietz, den 6. October 1853. 


N 148. Inſtruction über die Aufnahme und polizeiliche 
Beaufſichtigung der polniſchen Flüchtlinge. 
(Beſchluß.) 
2) Ertheilung von Aufenthalts-Karten. 


a. Alle in der Provinz Schleſien geduldeten polniſchen Emigranten und Flüchtlinge er— 
halten Aufenthalts-Karten, welche auf einen beſtimmten Ort lauten, den der Inhaber der Aufent— 
halts-Karte ohne Erlaubniß nicht verlaſſen darf. f 

Nachdem der zur Empfangnahme der Aufenthalts-Karten anberaumte Präcluſiv-Termin 
abgelaufen, und die Liſten geſchloſſen find, darf, ohne beſondere Genehmigung des Ober-Präſi⸗ 
denten, keinem polniſchen Flüchtlinge eine Aufenthalts-Karte mehr ertheilt werden. Aus den halb— 
jährigen einzureichenden Flüchtlings-Veränderungsliſten, muß eine jede ſolche Genehmigung des 
Ober⸗Präſidiums erſichtlich ſeyn. 

Die Empfangnahme der Aufenthalts-Karte geſchieht in dem Bureau des Landrath-Amtes. 
Dabei wird das Signalement des Empfängers in die Karte eingetragen und es werden die auf 
derſelben enthaltenen Control-Vorſchriften dem Flüchtlinge verdeutlicht. 


b. Die auf den Aufenthalts-Karten enthaltenen Vorſchriften lauten folgendermaßen: 

1) Der Inhaber hat dieſelbe bei Vermeidung ſeiner Inhaftirung ſtets bei ſich zu tragen, oder, 
wenn er arbeitet, in der Nähe der Arbeitſtätte dergeſtalt aufzubewahren, daß er fie ſogleich 
herbeiſchaffen kann. \ 

2) Zu jedem Wechſel des Aufenthaltsortes innerhalb deſſelben Kreifes, fo wie zu Reiſen au— 
ßerhalb des Kreiſes, iſt eine beſondere Erlaubniß des Landraths einzuholen, welche auf der 
Rückſeite der Karte vermerkt wird, auch iſt jeder Wohnungswechſel innerhalb der Stadt 
Breslau von dem Inhaber der Aufenthalts-Karte dem Polizei-Präſidio anzuzeigen und von 
dieſem auf der Karte zu vermerken. 
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3) Zu blos vorübergehenden Reiſen innerhalb des Kreiſes iſt die Erlaubniß der Orts-Polizei⸗ 
Behoͤrde einzuholen, welche ebenfalls jedesmal auf der Rückſeite der Karte zu vermerken iſt. 
An dem neuen Wohnorte hat der Inhaber ſich unter Vorzeigung der Aufenthalts-Karte ſo— 
gleich bei der Orts-Polizei-Behörde, am Orte des vorübergehenden Aufenthalts unverzüglich 
bei der Orts-Polizei-Behorde, oder, wenn dieſe entfernt wohnt, bei der Orts-Communal⸗ 
Behörde zu melden. Dieſe Behörden beſcheinigen die Vorzeigung auf der Aufenthalts-Karte 
im Falle eines nur vorübergehenden Aufenthalts. 

4) Bei der Rückkehr nach voruͤber gehender Abweſenheit, iſt das Viſum des Orts, wohin ſich 
der Inhaber begeben, der Orts-Polizei-Behoͤrde jedesmal vorzuzeigen. 

Iſt der Inhaber der Karte von der bezüglich einer Reiſe (namentlich außerhalb des Krei— 
ſes) empfangenen landräthlichen oder ortspolizeilichen Erlaubniß abgewichen, fo hat die Orts; 
Polizei-Behoͤrde eben ſo, wenn keine Meldung von ſeiner Rückkehr erfolgt, dem Landrathe 
des Kreiſes dies anzuzeigen. 

5) Nach Ablauf der auf der Karte vermerkten Zeit der Gültigkeit, muß die Erneuerung der- 
ſelben bei dem Landraths-Amte nachgeſucht werden. Iſt in ſolchem Falle die Aufenthalts- 
Karte noch unbeſchädigt und brauchbar, ſo kann dieſelbe vom Landrathe prolongirt werden 
und bedarf es alsdann nicht der Ausfertigung einer neuen. — Bei Zuwiderhandlungen ge- 
gen dieſe Vorſchriften, hat der Flüchtling die Ausweiſung zu gewärtigen. 

c. lleber die in jedem Kreiſe ausgetheilten Aufenthalts-Karten, wird von den Landraths⸗ 
Aemtern ein Regiſter nach Namen und Nummern geführt und durch Nachtragung der Zu- und 
Abgänge in fortdauernder Richtigkeit erhalten. Eine Abſchrift des Regiſters wird beim Ober⸗ 
Präſidium geführt. — Halbjaͤhrlich, zum 15. Februar und 15. Auguſt, find die Veränderungs⸗ 
Nachweiſungen von den Landraths-Aemtern mit der erforderlichen Juftification der Zugänge an 
das Ober-Präſidium einzureichen. Bei Nachſuchung reſp. Aushändigung der neuen Karten, 
find die alten Karten zu caffiren. — Die Nummern werden, wenn nichts anders beſtimmt wird, 
auf den neuen fortgeführt. 


3) Beaufſichtigung der Flüchtlinge. 

a. Die polizeiliche Beaufſichtigung der polniſchen Flüchtlinge geſchieht von den Landrä- 
then, und unter deren Controle von den Orts-Polizei-Behorden. Eine weitere Delegation fin- 
det nicht ſtatt. Ju der Stadt Breslau nimmt das Polizei-Präſidium alle diejenigen Functionen 
wahr, welche dieſe Inſtructionen den Landräthen und Ortspolizeibehörden zuweiſet. 

b. Den Ortspolizeibehörden und Gendarmen find von den Landräthen entſprechende Ex⸗ 
tracte aus den Verzeichniſſen der mit Aufenthalts-Karten verſehenen Flüchtlinge zu übergeben, 
nach welchen fie ſich auf allen ihren Touren ſtets von der Anweſenheit der unter Controle ger 
ſtellten polniſchen Flüchtlinge zu überzeugen haben. — Auf den Landſtraßen find Perſonen, deren 
Aeußeres zu Verdacht Veranlaſſung giebt, haͤufig nach ihrer Legitimation zu fragen, und, Falls 
Flüchtlinge dabei betroffen werden, die ſich überhaupt nicht im Beſitz einer Karte befinden, oder 
dieſelbe nicht mit ſich führen, ſo ſind dieſelben ſofort zu verhaften, und dem Landraths-Amte 
zur weiteren Veranlaſſung zuzufuͤhren. — Außer dieſer fortdauernden Controle der ambulanten 
Polizeibeamten, haben die Landraͤthe in angemeſſenen Zwiſchenräumen eine allgemeine Viſitation 
der mit Aufenthaltskarten verſehenen Individuen in zweckentſprechender Weiſe vorzunehmen, und 
ſich überhaupt fo oft als möglich von der puͤnktlichen Gefchäftsführung der Orts-PBolizei-Behörden, 
in Bezug auf die Beaufſichtigung der Flüchtlinge, genaue Ueberzeugung zu verſchaffen. 

c. Ueber jeden polniſchen Flüchtling find beſondere Perſonal-Acten anzulegen, aus welchen 
deren Führung ſtets in möglichfter Vollſtändigkeit erſichtlich ſeyÿn muß. — Führungsatteſte dürfen 
denſelben unter keinen Umſtanden ausgeſtellt werden. 
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d. Die Staatsanwälte der Provinz ſind von ihrer Aufſichtsbehörde angewieſen, von 
jeder Anklage, die gegen einen polniſchen Flüchtling erhoben wird, den Landraths-Aemtern Mit⸗ 
theilung zu machen. Da die Flüchtlinge nur unter der Vorausſetzung einer tadelfreien Führung 


in der Provinz geduldet werden können, ſo ſind die Landraths-Aemter verbunden, in Betreff 


jedes polniſchen Flüchtlings, welcher durch gemeine Verbrechen oder Vergehen zur Einleitung 
einer Unterſuchung Veranlaſſung gegeben hat, ſogleich, und ohne daß es dieſerhalb einer zuvorigen 
Anfrage bedarf, nach verbüßter Strafe die Ausweiſung einzuleiten. 


e. Es verſteht ſich, daß die Landraths-Aemter ihre Unterbehörden, ſo wie die Gens— 


darmen, auf das Strengſte anzuweiſen haben, darüber zu wachen, daß polniſche Flüchtlinge 
die Eingeſeſſenen der Provinz nicht durch Betteln belaͤſtigen. f 


f. Zu Reifen außerhalb der Provinz kann das Viſa nur nach zuvor eingeholter Geneh— 


migung des Ober-Präſidiums ertheilt werden. 


4) Geſetzliche Beſchränkungen, denen die politiſchen Flüchtlinge, in 
Bezug auf ihr Verhalten oder ihre Beſchäftigung unterliegen. 


a. Keinem politiſchen Emigranten und Flüchtlinge iſt geſtattet, gegen die Vorſchriften 


der Verordnung vom 28. April 1841 (Geſ.⸗Samml. S. 121) eine Ehe mit einer Inländerin 
einzugehen. Contraventionen hiergegen haben die unbedingte Ausweiſung zur Folge. — Es iſt 
Veranſtaltung getroffen, daß die Geiſtlichen Anweiſung erhalten, derartige Trauungen nicht eher 


zu vollziehen, als bis die Richtigkeit der Zeugniſſe, wie ſie die Verordnung vom 28. April 1841 


vorſchreibt, durch die Landraths⸗Aemter geprüft und beſtätigt worden iſt. 


b. Polniſche Flüchtlinge dürfen, wie Ausländer überhaupt, zum ſelbſtſtändigen Betriebe 
eines ſtehenden Gewerbes nur mit miniſterieller Genehmigung zugelaſſen, und vor Erlangung 
derſelben in keine Innung aufgenommen werden. 

Anmerkung. Den in der cartelfreien Zeit übergetretenen Flüchtlingen kann in Folge böherer Ermäch— 
tigung von den drei Regierungen der Provinz die Erlaubniß zum ſtehenden Gewerbe ertheilt werden. 

Der Betrieb eines Gewerbes im Umherziehen verbietet ſich für polniſche Flüchtlinge ſchon 
durch die oben angeordneten polizeilichen Control-Vorſchriften, denen dieſelben in Bezug auf 
ihren Wohnort unterworfen find. Desgleichen verſteht es ſich nach $ 1 des Wander-Reglements 
vom 24. April 1833, daß poluiſchen Flüchtlingen keine Wanderpäſſe oder Wanderbücher ertheilt 
werden konnen. f 


c. Ausländer, und demnach auch polniſche Flüchtlinge, dürfen nicht als Poſtillone an— 
genommen werden. \ 


d. Ausländer überhaupt dürfen ohne beſondere Conceſſion nicht als Hauslehrer, Erzieher 
oder dergleichen fungiren. In keiner Weiſe können hiernach polniſche, Flüchtlinge zu dergleichen 
Functione verſtattet werden. | 

Kein Ausländer, und folglich auch kein polniſcher Flüchtling, kann ohne Special-Conceſſion 
des Miniſteriums des Innern zum Beſitz eines Ritterguts oder Domainen-Vorwerks gelangen. 
— Die Kreisgerichte der Provinz ſind angewieſen, für keinen Fremdling den Beſitztitel eines 
der gedachten Güter chne jenes Erforderniß zu berichtigen. 

f, Keine Gemeinde darf einen Ausländer, der nicht zuvor das preußiſche Unterthansrecht 
erworben, als Gemeinde-Mitglied aufnehmen. — Das einem polniſchen Flüchtlinge ertheilte 
Bürgerrecht, wenn derſelbe nicht zuvor in den Preußiſchen Unterthanen-Verband aufgenommen, 


iſt hiernach ungültig. 
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5) Umzug polniſcher Flüchtlinge. 

6) a. Es iſt als Grundſatz feſtzuhalten, daß ohne dringende Urſache die Erlaubniß zum 
Wechſel des Wohnorts, insbeſondere aus einem Kreiſe in den andern, nicht ertheilt wird. 

b. In Breslau während des Wollmarktes, ſo wie in den Badeorten, iſt den auswärts 
wohnenden polniſchen Fluͤchtlingen der Zuzug und zeitweiſe Aufenthalt nicht geſtattet. — Eine 
Dispenſation von dieſer Beſchränkung kann nur von dem Ober- Präſidenten ertheilt werden. 

c. Bei Umzügen aus einem Kreiſe in den andern hat der Landrath desjenigen Kreiſes, 
in welchen der Flüchtling verziehen will, über die politiſche Zuverläſſigkeit der Perſon, zu welcher 
der Flüchtling ſich zu begeben beabfichtigt, ſich zu äußern, event. feine zuſtimmende Erklärung 
abzugeben. Mit dieſer Erklärung reicht der Landrath desjenigen Kreiſes, aus welchem der Flücht- 
ling verzieht, die Perſonal-Acten an das Ober-Präſidium ein, welches über die Zuläſſigkeit des 
Umzuges entſcheidet. N 

d. Nach den beſtehenden Verordnungen, muͤſſen Dienſtherrſchaften von dem An- und 
Abzuge des Geſindes und der Hausoffizianten, Handwerksmeiſter, Fabrik- und andere Unter- 
nehmer, von der Annahme oder Entlaſſung ihrer Geſellen und Gewerbsgehülfen binnen 24 
Stunden bei der Ortspolizei-Behörde, oder, wenn dieſe am Orte nicht wohnt, bei dem Orts- 


ſchulzen Anzeige machen. Die verfäumte Erfüllung dieſer Verpflichtung wird mit einer Strafe 


von Ein bis Zehn Thalern oder verhaͤltnißmäßiger Gefaͤngnißſtrafe nach einer deshalb von den 
Regierungen zu veranlaffenden polizeilichen Verordnung geahndet werden. — Die Ortscommunal - 
Behoͤrden find bei Vermeidung nachdrücklicher Ordnungſtrafe verpflichtet, binnen längſtens 3 Tagen 
von dieſen und den oben 1) e. erwähnten Meldungen, ſo wie binnen gleicher Friſt von den nach 


älteren Beſtimmungen erforderlichen Anzeigen der abziehenden Miether, Aftermiether, Geſellen, | 


Fabrik- und anderen Arbeiter der DOrtspolizei- Behörde Anzeige zu machen. 
e. Die Umzüge der polniſchen Flüchtlinge find in den von den Landraths⸗Aemtern zum 


15. Februar und 15. Auguſt jeden Jahres einzureichenden Veränderungs-Nachweiſungen mit 


Angabe des Datums und der Journal⸗Nummer der Ober-Präſidial⸗Verfügung, wenn der Ober- 
Präſident die Erlaubniß zum Umzuge ertheilt hat, zu bemerken. 

1. Wird der Umzug eines polniſchen Flüchtlings in einen andern Kreis vom Ober-Prä- 
ſidenten genehmigt, fo iſt die bisherige Aufenthaltskatte deſſelben von dem Landrath des neuen 
Kreiſes ihm gegen Aushändigung einer neuen, mit der zunächſt offenen Nummer des Kreiſes 
verſehenen Aufenthalts-Karte abzunehmen, und dem Landraths-Amte des bisherigen Kreiſes zurück⸗ 
zuſenden, welches die Karte caſſirt und den Namen im Regiſter löſcht. 

g. Hat ein polniſcher Flüchtling es verfäumt, die erforderliche Erlaubniß zum Wechſel 
feines Wohnorts nachzuſuchen, fo iſt derſelbe ohne Weiteres mittelſt Zwangspaſſes nach ſeinem 
früheren Aufenthalts-Orts zurückzuweiſen. Verſucht derſelbe, ſich dabei der ferneren Controle 
durch Verheimlichung ſeines Aufenthalt-Orts zu entziehen, fo find ſofort Steckbriefe hinter dem- 
ſelben zu erlaſſen. 

Seine Wiederergreifung hat dann ſeine Ausweiſung oder Auslieferung zur Folge. 


6) Ausweiſungen. 
A. Allgemeine Grundſauͤtze. 
6) A. Die längere Duldung in der Provinz foll verſagt, auch die bereits deshalb ertheilte 
Erlaubniß allen denjenigen Fluͤchtlingen wieder entzogen werden, welche 
1) ſich waͤhrend ihres Aufenthalts im Preußiſchen Staate ſtrafbarer Handlungen ſchuldig gemacht, 
namentlich ſich an politiſchen Agitationen oder gar infurrectionellen Unternehmungen betheiligt haben; 
2) denjenigen, welche durch Annahme falcher Namen und Beibringung falſcher Fuͤhrungs-Atteſte 
oder auf andere Weiſe die Behörden zu taͤuſchen gewußt, oder die Bedingungen, unter welchen 


ſie 
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fie früher geduldet wunden, nicht erfuͤllt haben, oder welche ſchon früher ausgewieſen waren, 
und ohne beſondere Erlaubniß nach Preußen zurückgekehrt find; 

3) desgleichen ſolchen Flüchtlingen, welche ſpaͤter noch eine lebendige Verbindung mit der auslaͤn⸗ 
diſchen Emigration unterhalten, ſich die Theilnahme an politiſchen Agitationen oder ſtrafbare 
Handlungen irgend einer Art oder eine unmoraliſche Führung zu Schulden kommen, oder die 
angeordneten Control-Maaßregeln, die ihnen ertheilten Vorſchriften oder beſondere Anweiſungen 
unbeachtet laſſen, beiſpielsweiſe Ehen eingehen, ohne die geſetzlichen Bedingungen der Allerhoͤch, 
ſten Cabinets-Order vom Jahre 1841. zu erfüllen; 

4) ferner Diejenigen, welche keinerlei Legitimation über die Identitat ihrer Perſon beizubringen im 

Stande ſind, ſofern ſie ſonſt Verdacht erregen; 

endlich diejenigen, welche unvermoͤgend oder unfähig find, ſich und die Ihrigen zu ernähren, 

oder von welchen zu beſorgen iſt, daß fie ſelbſt oder die bei ihnen befindlichen Angehörigen, 

der öffentlichen Armenpflege künftig zur Loft. fallen werden. 


B. Ausweiſung. 

Die Entfernung polniſcher Fluͤchtlinge erfolgt entweder durch Ausweiſung, oder durch 
Auslieferung an die Kaiſerlich Ruſſiſchen oder Oeſtreichiſchen Behörden, auf Grund der mit Ruß— 
land und Oeſtreich geſchloſſenen Cartel-Convention. 

a. Die zur Ausweiſung beſtimmten polniſchen Fluͤchtlinge erhalten die Aufforderung, die dieſſeitigen 
Staaten binnen einer beſtimmten Friſt zu verlaffen, und zwar auf ihre eigenen Koſten. Schuͤtzen 
dieſelben vor, die dazu erforderlichen Mittel nicht zu beſitzen, und koͤnnen ſie dieſelben auch ſonſt 
nicht beſchaffen, ſo iſt ihre Auslieferung nach Rußland, reſp. Polen einzuleiten. — Danach 
muß die Frage, ob aus zuweiſenden, polniſchen Fluͤchtlingen eine Reiſe-Unterſtuͤtzung aus öffent 
lichen Mitteln zu zahlen fei, der Regel nach verneint werden. 

b. In allen Faͤllen, wo die Entfernung polniſcher Fluͤchtlinge aus der hieſigen Provinz für noth⸗ 
wendig erachtet wird, iſt ſtets die Verweiſung derſelben aus den preußiſchen Staaten uͤberhaupt 
aus zuſprechen, und demnaͤchſt zu veranlaſſen. — Die bloße Entfernung in eine benachbarte 
Provinz darf durch polizeiliche Anordnung nicht ſtattfind en. 

c. Diejenigen polniſchen Flüchtlinge, welche zur Ausweiſung (über die Weſtgraͤnze) beſtimmt find, 
follen der Regel nach nuttelſt beſchraͤnkter Reiſeroute nach dem ihnen vorgeſchriebenen Graͤnz⸗ 
Orte, bei welchem ſie das Preußiſche Gebiet verlaſſen, dirigirt werden. Es kann dabei die An- 
ordnung getroffen werden, daß ihnen von der dortigen Polizeibehoͤrde auf Requiſition der aus⸗ 
weiſenden Behörde und gegen Ablieferung des Zwangsvpaſſes ein nach dem Auslande, jedoch ohne 
Genehaugung der Ruͤckkedr lautender, und auf kurze Zeit gültiger Reiſepaß ausgehaͤndigt wird. — 
Die Ausgewieſenen find jederzeit, mit Hinweiſung auf die Beſtimmung im $ 115 des Straf⸗ 
rechts, und zwar von der Polizeibehörde, welche die Ausweiſung anordnet, vor der Ruͤckkehr 
in den preußeſchen Staat zu verwarnen. Von dem hierüber aufgenommenen Protocolle iſt eine 
Abdſchrift dem Ober-Praſidium einzureichen. 5 

d. Von jedem ausgewiesenen oder ausgelieferten polniſchen Fluͤchtlinge iſt dem Ober⸗-Praͤſidio ent 

weder mit dem ad c. gedachten Protokolle, oder mittelſt beſonderen Couverts das Signa— 

lement einzureichen. Es iſt dabei nur das Darum» und Journal-⸗Zeichen der Ausweiſungs— 

Verfügung zu bemerken. 

Bei Ausweiſungen iſt auf Krankheits-Atteſte nur dann Ruͤckſicht zu nehmen, wenn dieſe vom 

Kreis-Phoſikus ſelbſt ausgeſtellt find, und auch dann nur, wenn die vorgeſchuͤtzte Krankheit 

von der Art iſt, daß ſie die Reiſe unmoͤglich macht. 

t. Gegen ausgewieſene Flüchtlinge, welche der ihnen gemachten Verwarnung ungeachtet wieder— 
kehren, muß die Strenge des Crinunal-Geſetzbuches in jedem zur Cognition gelangenden Falle 
zur Anwendung gebrocht werden. ö 


or 
— 


e 


. 
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Ein ſolcher wiederkehrender Fluͤchtling iſt daher jedesmal ſofort zu verhaften und zunaͤchſt 
der Staats-Anwaltſchaft zur Formirung der Anklage, auf Grund des $ 115 des Strafrechts, 
zu übergeben, Nach Verbuͤßung der Strafe ift demnaͤchſt, wenn ſonſtige Umſtaͤnde nicht ent⸗ 
gegenſtehen, die Auslieferung einzuleiten. 

C. Auslieferung. 

a. Die Auslieferung polniſcher Fluͤchtlinge an die Kaiſerlich Ruſſiſchen Behoͤrden erfolgt 
entweder in Folge einer Requiſition derſelben, auf Grund des Artikels 2 der Kartel-Convention 
vom 20%, Mai 1844, oder bei laͤſtigen Subjecten auf Grund des Artikels 23, unter den dort 
vorgeſchriebenen Formalitaͤten. 

Die Auslieferung an die Kaiſerlich Ruſſiſchen Behoͤrden, auf Grund des Artikels 23 der 
Kartel⸗Convention, ſoll ſtattfinden: 

1) bei allen fortan neu uͤbertretenden Fluͤchtlingen; 
2) bei allen Denjenigen, welche in den hieſigen Staaten gemeine Verbrechen begangen haben; 
3) bei allen zur Ausweiſung beſtimmten Flüchtlingen, wenn fie die zur Reiſe über die Weſt⸗ 

grenze erforderlichen Mittel ſich nicht beſchaffen können; 8 
4) bei allen bereits Ausgewieſenen, wenn fie der ihnen gemäß $ 115 des Criminalrechts ge. 

machten Verwarnung ungeachtet in den Pteußiſchen Staat zuruͤckkehren. 

Die Auslieferung erfolgt durch Vermittelung der dieſſeitigen Grenz⸗Commiſſarien, nach den 
hieruͤber beſonders ergangenen Beſtimmungen. 

b. In Bezug auf politiſche Fluͤchtlinge aus den Oeſterreichiſchen Staaten iſt der Grund» 
ſatz vereinbart, daß jeder der beiden Staaten feine urſpruͤnglichen Angehoͤrigen (Unterthanen, 
Staats bürger), auch wenn fie die bisherige Angehörigkeit (Unterthanenſchaft, Staats» Bürgerrecht) 
nach der dortigen Geſetzgebung verloren haben, auf Antrag des anderen Staats fo lange wieder 
zu uͤbernehmen haben, als ſie nicht dieſem anderen Staate nach deſſen eigenen, inneren Geſetzen 
angehoͤrig geworden ſind. 

D. Einftweilige Unterbringung in Schweidnitz. 

D. Polniſche Fluͤchtlinge, welche wegen begangener Verbrechen aus dem Lande geſchafft 
werden ſollen, konnen bis zur Beendigung der Correspondenz mit den jenſeitigen Behörden, wenn 
ſolche ſich in die Länge zicht, mit Genehmigung der Regierung als beimachlofe Perſonen in die 
Corrections-Anſtalt zu Schweidnitz untergebracht werden. 

E. Einſtweilige Belaſſung gegen Caution. 

E. Fluͤchtlingen, deren Ausweiſung beſtimmt iſt, kann unter beſonderen Umftänden der 
Aufenthalt auf eine kurze Friſt gegen Niedetlegung einer baaren Caution, deren Höhe der Ober: 
Praͤſident beſtimmt, verlaͤngert werden. Dieſe Caution iſt dann mit der ſchriftlichen Erklärung in 
die betreffende Kreiskaſſe ein zuzahlen: f 

„daß dieſe Summe fofort und ohne daß es deshalb einer gerichtlichen Klage bedarf, Seitens 
des Ober⸗Praͤſidenten als verfallen erklärt und einer wilden Stiftung der Provinz zum Eigen— 
thum uͤberantwortet wird, wenn der Flüchtling ſich erweislich durch Wort, Schrift oder That 
an politiſchen Beſtrebungen irgend welcher Art betheiligt, oder, wenn zur feſtgeſetzten Zeit der 
Nachweis nicht geführt wird, daß er den preußiſchen Staat verlaffen hat, oder endlich, wenn 
er ſich vor Ablauf dieſer Friſt heimlich entfernt.“ 

Die Bewilligung einer Aufenthaltsverlängerung gegen baare Caution, hängt allemal von 
dem Ober-Praͤſidenten ab. 

7) Freiwilliges Verlaſſen der Provinz. 

7) Verlaͤßt ein polniſcher Fluͤchtling freiwillig die Provinz, ſo iſt demſelben protocollariſch 
die Ruͤckkehr zu beſchraͤnken. Es bedarf in dieſem Falle nur einer Anzeige an das Ober-⸗Praͤſidium. 
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Beabſichtigt der Fluͤchtling in eine Nachbar» Provinz hinuͤber zu ziehen, fo ift das Ober— 
' Peäfidium der betreffenden Provinz davon, unter Angabe des Orts, wohin der Fluͤchtling ſich 
begeben will, zuvor zu benachrichtigen, und deſſen Zuſtimmung einzuholen. 
Bevor dieſe eingeht, kann dem Fluͤchtling eine Reiſelegitimation dorthin nicht ertheilt 
werden. Wird der Umzug genehmigt, ſo ſind die Perſonalacten des Fluͤchtlings an den Landrath 
des Kreiſes des neuen Wohnorts abzugeben. 


8) Naturaliſation. a 
Zur Naturaliſation von Perſonen, welche aus Polen heruͤberkommen, oder ſonſt der 
polniſchen Nationalitaͤt angehoͤren, iſt ſtets die Zuſtimmung des Herrn Miniſters des Innern erforderlich. 

Die Landraths-Aemter haben der Regierung nur ſolche poiniſche Flüchtlinge zur Natu— 
raliſation vorzuſchlagen, von deren unbeſcholtenem Lebenswandel und vollkommener politiſcher Un— 
verdaͤchtigkeit ſeit ihrem Uebertritt die Ueberzeugung gewonnen iſt. 

9) Schlußbeſtimmung. 

Die Herren Landraͤthe und die ſtaͤdtiſchen und ländlichen Ortspolizei-Behoͤrden haben ſich 
genau nach vorſtehender Inſtruction zu richten, und auch die ihnen untergeordneten polizeilichen 
Organe mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 

Breslau, den 21. Juni 1853. 


Der Ober⸗Präſident der Provinz Schleſien. 
(gez.) Schleinitz. ; 


N 149. Die Ortsvorſtände werden hierdurch aufgefordert, die Hausſteuer-Zu- und 
Abgangsliſten pro 1853 nach dem im Kreisblatt pro 1851, . 158, vorgeſchriebenen Sche— 
ma, und zwar geſondert, in duplo mit der Steuer pro October c. an das Königliche Kreis— 
ſteueramt abzuliefern. Die bis zum 2 0. d. M. nicht eingegangenen Liſten wird das Kreisſteuer⸗ 
amt durch Boten auf Koſten der Saͤumigen abholen laſſen, wozu ich daſſelbe beauftragt habe. 
Die vorſchriftswidrig ausgefertigten Liſten werden zurückgegeben werden. 

In die Zugangsliſten werden alle diejenigen ſteuerpflichtigen Häuſer aufgenommen, wel— 
che in der Hausſteueranlage pro 4851/53 in den Zugangsliſten pro 1851 und pro 1852 nicht 
enthalten find. — In die Abgangsliſte kommen alle diejenigen Stellen, welche nicht mehr ſteuer— 
pflichtig ſind, nicht durch Abgangsliſten pro 1851 und pro 1852 nachgewieſen worden, und in 
der Hausſteueranlage pro 185143 veranlagt find. 

Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß Abgänge an Hausſteuer in Folge von Grund— 
ſtücks⸗Erwerbungen nur dann aufzunehmen ſind, wenn die Grundſteuer regulirt iſt, und die 

Steuer-Zu- und Abſchreibungs-Berechnung angegeben werden kann, durch die ſolches geſchehen. 
Perſonenwechſel der Befiker find ebenfalls, jedoch ohne Steuer, nachzuweiſen. 
Schließlich bemerke ich, daß die feſtgeſtellten Hausſteuer-Veranlagungsliſten pro 18/6 
dem Kreisſteueramte übergeben ſind, und dort wegen der in der Reviſion vorgenommenen 
erichtigungen eingeſehen werden können; daß dieſe Liſten aber die Aufſtellung der Zu- und 
lbgangsliſten pro 1853 nicht berühren. 
Kamienietz, den 4. October 1853. 


Der Königliche Landrath 
Graf Strachwitz. 
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N. 152. Zu Ratibor iſt ein ausweisloſer Kuabe von etwa 8 bis 10 Jahren und 
wohl älter, angehalten worden, welcher ſich Joſeph Kanitzek nennt, über feine Ortsangehörigkeit 
aber Angaben gemacht hat, welche ſich durchweg als lügenhaft erwieſen haben. Es iſt bis jetzt 
nicht gelungen, die Heimath dieſes Knaben zu ermitteln. 

Ich fordere daher die Dominial-Polizeiverwaltungen und Ortsgerichte des Kreiſes auf, 


in ihren Ortſchaften nähere Nachforſchungen nach der Angehörigkeit desſelben vorzunehmen und ö 


ein etwa günſtiges Reſultat ohne Verzug mir anzuzeigen. 

Zum nähern Anhalte für die Ermittelung bemerke ich, daß der Knabe 4“ 2“ groß iſt, 
blond Haare, blaue Augen, eine blaſſe Geſichtsfarbe und Pocken-Narben, am untern Ende des 
linken kleinen Fingers eine Warze und an beiden Füßen die 2. und 3. Zehe zuſammengewachſen 
hat. Er ſpricht polniſch und ein wenig deutſch. Seine Kleidung beſteht in einem leinenen pol- 
niſchen Kittel. 


Kamienietz, den 26. September 1853. 
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Graf Strachwitz. 
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Bekanntmachung. Klodnitzkanal⸗ Beamten und den beim Durchſchleuſen | 


Da durch willführliche Benutzung der Schützenſteige berbäftigten Schiffern, dem übrigen Publikum bei 5 
Zen Strafe gänzlich verboten und hat ſich Letzteres zum 
Uebergang uͤber den Klodnitz-Kanal der zu dieſem 


bei den Klodnitzkanal-Schiffsſchleuſen als Laufbrücken 
ſchon einige Unglücksfälle herbeigeführt worden und dieſe N 8 
Schützenſteige für die Klodnitzkanal- Beamten und Zweck vorhandenen Fahrbrücken zu bedienen. 


Schiffer nicht geſperrt werden können, fo wird der Ge⸗ Oppel n, den 11. November 1833. 
brauch dieſer Schleuſſenthor⸗Schützſteige, außer den Königliche Regierung. 


Ma „ He Auen Sa 4 


(Nach Preuß. Maaß und Gewicht.) 
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